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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

mit den Folgen negativer Zinsen haben sich auch Stiftungen und 

andere Non-Profi t-Organisationen (NPO) immer intensiver zu 

beschäftigen. Aktuell von amerikanischen Märkten zu vernehmende 

Entspannungseffekte schlagen bisher nicht auf Europa durch. Des-

halb müssen Non-Profi t-Organisationen nicht nur Einfl üsse auf Bud-

gethöhen und somit auf die fi nanziellen Möglichkeiten zur Zweckver-

wirklichung im Auge haben. Denn es können sich auch Auswirkungen 

auf die Anerkennung der Gemeinnützigkeit schlechthin sowie Kon-

sequenzen für die allgemeinen Handlungspfl ichten und Haftungsge-

fahren von Vorständen bzw. Geschäftsführern ergeben – nähere Infor-

mationen enthält unser ab S. 3 nachfolgender Brennpunkt-Beitrag.

Ein weiteres aktuelles Thema ist die Digitalisierung. Sie konkretisiert 

sich aus spendenrechtlicher Sicht in der Möglichkeit des elektro-

nischen Versands von Zuwendungsbestätigungen durch gemeinnüt-

zige Körperschaften. Wir vermitteln Ihnen ab S. 5 einen Überblick 

zum derzeitigen Umsetzungsstand. Da aber nicht alles, was elektro-

nisch geht, für alle Beteiligten gut sein muss, ist Vorsicht bei der Nut-

zung neuer Übertragungswege angebracht, zumal es aktuell noch an 

der nötigen Schnittstelle seitens der Finanzverwaltung mangelt.

Bereits in der letzten Ausgabe sind wir auf die Abgrenzung wirtschaft-

licher Tätigkeiten von Idealvereinen eingegangen. Nunmehr hat der 

BGH mit Beschluss vom 16.5.2017 einen deutlichen Spielraum für 

wirtschaftliche Betätigungen eröffnet und kommt damit der geplanten 

gesetzlichen Neuregelung zuvor – wir informieren darüber ab S. 7.

In steuerrechtlicher Sicht standen Dienstleistungen zwischen steuer-

begünstigten Konzerngesellschaften ebenfalls schon häufi ger im 

Fokus unserer NPO-Themenhefte. Einer neuen Verfügung der Finanz-

verwaltung sind Anhaltspunkte zur Beantwortung der Frage zu ent-

nehmen, ob und inwieweit ein Gewinnaufschlag anzusetzen ist. 

Danach beschäftigen wir uns ab S.10 mit der Anwendung der sog. 

Übungsleiterpauschale sowie ab S. 12 mit den Voraussetzungen der 

Anerkennung als steuerbegünstigte Einrichtung der Wohlfahrtspfl ege, 

weil der BFH kürzlich zu den Nachweispfl ichten eines Zweckbetriebs 

Stellung genommen hat.

Schließlich enthält dieses Themenheft noch Hinweise zur Erb-

ersatzsteuer, zur Umsetzung bilanzrechtlicher Vorgaben im Anhang 

sowie zur Verlängerung von Fördermaßnahmen im Rahmen der 

Flüchtlingshilfe. Wie immer hoffen wir, dass in diesem breiten The-

menspektrum für Sie nutzbringende Hinweise und Gestaltungs-

impulse enthalten sind, die Sie – gerne mit uns – in Handlungsopti-

onen umsetzen können.

Ihr Team von PKF
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BRENNPUNKT

1. Negative Zinsen als Verwahrgebühr

Die Politik des billigen Geldes führt seit 

geraumer Zeit dazu, dass Geldanlagen kaum 

noch verzinst werden. Inzwischen geht eine 

immer größere Zahl von Banken dazu über, für 

Bankguthaben negative Zinsen zu erheben.

Das Zivilrecht kennt im Zusammenhang mit 

Darlehen – Bankeinlagen sind nichts anderes 

als Darlehen der Bankkunden an die Bank – 

eigentlich keine „negativen Zinsen“. Denn Zin-

sen sind die Gebühr, die der Darlehensneh-

mer dafür bezahlt, das Geld zur Verfügung 

gestellt zu bekommen. Im Falle negativer Zin-

sen bekommt die Bank ein Entgelt dafür, das 

Geld angenommen zu haben. 

Gleichwohl sind negative Zinsen zulässig, 

auch wenn es technisch falsch sein mag, von 

„Zinsen“ zu sprechen. Es handelt sich um eine 

Verwahrgebühr für das Geld. 

 Empfehlung: Im Jahresabschluss der 

NPO sind negative Zinsen dann auch konse-

quent als „Nebenkosten des Geldverkehrs“ zu 

erfassen. 

2.  Behandlung negativer Zinsen im 

 Rahmen der Gemeinnützigkeit

Negative Zinsen sind Ausgaben, und zwar im 

weiteren Sinne Verwaltungskosten der NPO. 

Die Beurteilung der negativen Zinsen fällt 

unterschiedlich in Abhängigkeit davon aus, 

ob sie in Zusammenhang mit einem steuer-

pfl ichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 

stehen oder mit sonstigen Bankkonten der 

NPO. 

2.1  Im steuerpfl ichtigen Bereich

Wenn die negativen Zinsen im Zusammen-

hang mit einem Bankkonto entstehen, das 

eindeutig und ausschließlich dem wirtschaft-

lichen Geschäftsbetrieb zugeordnet wer-

den kann, dann fl ießen sie als Ausgaben in 

die Gewinnermittlung des steuerpfl ichti-

gen Bereichs ein. Solange dieser insgesamt 

Gewinne erzielt, spielen die negativen Zinsen 

in diesem Zusammenhang keine Rolle. 

 Empfehlung: Vorsicht ist aber geboten, 

wenn im Einzelfall die negativen Zinsen ins-

gesamt zu einem Verlust im steuerpfl ichtigen 

Bereich führen. 

Folgen negativer Zinsen für Stiftungen 

und andere NPO

Die aktuellen Entwicklungen an den Kapitalmärkten gehen auch an Non-Profi t-Organisa-

tionen nicht spurlos vorbei. Neben den Einfl üssen auf Budgethöhen und somit auf die

fi nanziellen Möglichkeiten zur Zweckverwirklichung ergeben sich auch Auswirkungen auf

die Gemeinnützigkeit sowie Konsequenzen für die allgemeinen Handlungspfl ichten und

Haftungsgefahren für Vorstände bzw. Geschäftsführer. 

Auswirkungen auf die Gemeinnützigkeit und die 

Haftungslage

Negative Zinsen sind 

im weiteren Sinne 

Verwaltungskosten 

der NPO.

» Brennpunkt
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Kritisch ist die Nähe zu sehr großen Kostenblöcken

2.2  Negative Zinsen als Verwaltungs-

kosten

Wenn die negativen Zinsen nicht dem steuer-

pfl ichtigen Bereich zugeordnet werden kön-

nen, dann handelt es sich bei ihnen um Ver-

waltungskosten der NPO. Kritisch kann dies 

für solche NPO werden, die ohnehin schon 

sehr hohe Verwaltungskosten haben. Ein zu 

hoher Anteil der Verwaltungskosten an den 

Gesamtausgaben der NPO kann im Extrem-

fall dazu führen, dass die Gemeinnützigkeit 

aberkannt wird. 

 Hinweis: Für sich genommen dürften 

negative Zinsen im Hinblick auf die Verwal-

tungskostenquote aber unproblematisch 

sein.

3.  Stiftungsrechtliche Aspekte

3.1   Herausforderungen für Stiftungsvor-

stände 

Für Vorstände von Stiftungen bedeutet die 

Existenz negativer Zinsen eine zusätzliche 

Herausforderung. Auf der einen Seite sind sie 

verpfl ichtet, das Stiftungsvermögen ertrag-

bringend anzulegen, andererseits soll es aber 

auch sicher angelegt sein. 

Das Hamburgische Stiftungsgesetz regelt in 

§ 4 Abs. 2: „Das Stiftungsvermögen ist von 

anderen Vermögen getrennt zu halten. Es 

ist sicher und ertragsbringend anzulegen; 

Umschichtungen sind in diesem Rahmen 

zulässig. Soweit nicht in der Satzung etwas 

anderes bestimmt ist, ist das Stiftungsvermö-

Zu hohe Verwal-

tungskosten können 

im Extremfall dazu 

führen, dass die 

Gemeinnützigkeit 

aberkannt wird.

4 | PKF Themen Non-Profi t-Organisationen | August 2017

Themen | Non-Profi t-Organisationen

PKF17-Themen_NPO_08-17.indd   4 16.08.17   15:15



gen möglichst ungeschmälert zu erhalten, es 

sei denn, der Stifterwille kann auf diese Weise 

nicht verwirklicht werden.“

Im Falle negativer Zinsen ist dieser Zielkonfl ikt 

für den Stiftungsvorstand nicht aufzulösen: 

Es wird deswegen nicht zu beanstanden sein, 

wenn im Einzelfall jeweils eine Abwägung zwi-

schen Sicherheit und Rendite vorgenommen 

wird, die die nicht beeinfl ussbare Tatsache 

des allgemeinen Zinsniveaus angemessen 

berücksichtigt.

3.2  Vermeidung von Pfl ichtverletzungen

Es bleibt bei der Verpfl ichtung des Vorstands, 

einen optimalen Kompromiss aus Sicherheit 

und Rendite in der Geldanlage zu gewährlei-

sten. Sollte der Vorstand gegen diese Pfl icht 

verstoßen, macht er sich ggf. schadenser-

satzpfl ichtig gegenüber der Stiftung. In Zeiten 

negativer Zinsen ist der Vorstand besonders 

gefordert, insbesondere seine Entscheidungen 

und die Gründe für diese Entscheidungen zu 

dokumentieren. Auch wird es immer zu emp-

fehlen sein, externe Informationen und exter-

nen Rat zu dokumentieren, soweit solche vom 

Stiftungsvorstand eingeholt wurden.

 Hinweis: Die Beurteilung, ob eine Pfl icht-

verletzung vorliegt, erfolgt immer aus der Per-

spektive im Zeitpunkt der Anlageentschei-

dung. Deswegen müssen die Überlegungen 

nachvollziehbar dokumentiert werden. 

4. Fazit

Negative Zinsen sind für sich genommen 

unschädlich. Sie sind aber bei den Anlage-

entscheidungen insgesamt zu berücksich-

tigen. Zu den dabei zu beachtenden Grund-

sätzen verweisen wir auf die Ausführungen in 

unseren NPO-Themenheften Dezember 2015 

(dort S. 9  ff.) und Dezember 2016 (dort S. 7 f.).

Überblick zum derzeitigen Umset-

zungsstand

Für die Übertragung von Zuwendungsbe-

stätigungen existieren gesetzlich seit dem 

1.1.2017 zwei Möglichkeiten: Zum einen die 

Versendung von maschinell erstellten Zuwen-

dungsbestätigungen auf postalischem Weg 

und zum anderen nun auch die Übermitt-

lung per Datenfernübertragung direkt an das 

Finanzamt. Praktisch wird die zweite Variante 

erst demnächst zur Verfügung stehen, da die 

Finanzverwaltung hierfür noch keine Schnitt-

stelle eingerichtet hat. Im Folgenden werden 

die grundsätzlichen Voraussetzungen für die 

Nutzung beider Verfahren aufgezeigt.

Elektronischer Versand von Zuwendungs-

bestätigungen durch gemeinnützige Körperschaften

1. Maschinell erstellte Zuwendungsbestä-

tigungen

Das maschinelle Verfahren nach § 10b EStG 

i.V. mit R 10b.1 Abs. 4 EStR zur Erstellung von 

Zuwendungsbestätigungen ist grundsätzlich 

nur für Geldspenden zulässig, nicht für Sach- 

und Aufwandsspenden. Die Nutzung dieses 

Verfahrens ist insbesondere dann sinnvoll, 

wenn eine Vielzahl von Zuwendungsbestäti-

gungen ausgestellt werden muss und durch 

die maschinelle Erstellung der Verwaltungs-

aufwand entsprechend verringert werden 

kann.

Grundvoraussetzung für die Nutzung des 

maschinellen Verfahrens ist, dass dies durch die 

SPENDENRECHT

Für die Beurtei-

lung von Pfl icht-

verletzungen sind 

nachvollziehbare 

Dokumentationen 

entscheidend.
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gemeinnützige Organisation gegenüber dem 

Finanzamt angezeigt wird. Im Rahmen dessen 

muss Folgendes nachgewiesen werden:

 Zuwendungsbestätigungen entsprechen 

dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck mit 

dem Hinweis auf die Anzeige des maschi-

nellen Verfahrens an das Finanzamt;

 eine rechtsverbindliche Unterschrift muss 

beim Druckvorgang als Faksimile eingeblen-

det oder in eingescannter Form verwendet 

werden;

 das Verfahren ist gegen unbefugten Eingriff 

gesichert;

 Verbindung zwischen Buchungen der Zah-

lungen in Finanzbuchhaltung und Erstel-

len der Zuwendungsbestätigungen besteht 

und die Summen können miteinander abge-

stimmt werden;

 Aufbau und Ablauf des bei der Zuwendungs-

bestätigung angewandten Verfahrens sind 

für die Finanzbehörden innerhalb angemes-

sener Zeit prüfbar.

Die Zuwendungsbestätigung kann dann elek-

tronisch an den Zuwendenden versendet wer-

den, der diese anschließend ausdruckt und 

in Papierform dem Finanzamt zusammen mit 

weiteren Nachweisen zur Steuererklärung 

übermittelt.

2.  Übermittlung durch Datenfernüber- 

tragung

Das Verfahren zur Übermittlung durch Daten-

fernübertragung wurde durch das Gesetz 

zur Modernisierung des Besteuerungsver-

fahrens vom 18.7.2016 in § 50 EStDV und in 

§ 93c AO kodifi ziert. Eine Übermittlung von 

Zuwendungsbestätigungen (nach amtlich 

vorgeschriebenem Datensatz) direkt an das 

zuständige Finanzamt mittels Datenfern-

übertragung ist für Zuwendungen möglich, 

die der gemeinnützigen Körperschaft ab dem 

1.1.2017 zufl ießen. Hierfür muss der jewei-

lige Spender die Körperschaft entsprechend 

bevollmächtigen. 

Bei der konkreten Anwendung des Verfahrens 

sind folgende Aspekte zu beachten:

 Inhalt der zu übermittelnden Dateien.

 Bei natürlichen Personen als Spender: Fami-

lienname, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift 

und steuerliche Identifi kationsnummer.

 Bei anderen Personen als Spender (z.B. 

GmbH): Firma/Name, Anschrift, Steuernum-

mer.

 Unterrichtung des Zuwendenden: Die dem 

Finanzamt übermittelten Daten sind dem 

Zuwendenden entweder elektronisch oder 

als Ausdruck zur Verfügung zu stellen.

 Frist zur Datenübermittlung: 28. bzw. 29. 

Februar des Folgejahres.

 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspfl icht: 

Verpfl ichtung zur Aufzeichnung der übermit-

telten Daten und Aufbewahrung mit anderen 

entsprechenden Unterlagen bis zum Ablauf 

des siebten Folgejahres.

• Außenprüfung: Das Finanzamt kann Auf-

zeichnungs- und Übermittlungspfl ichten 

kontrollieren.

3. Beurteilung und Ausblick

Ob die Nutzung der neu eingeführten Ver-

fahren zur Erstellung und Übermittlung von 

Zuwendungsbestätigungen beim Zuwen-

dungsempfänger sinnvoll ist, ist individuell 

vor dem Hintergrund der organisatorischen 

Gesamtabläufe im Spendenwesen zu prüfen. 

Ein Vorteil dürfte wohl allenfalls bei einem dau-

erhaft hinreichend hohen Spendenaufkom-

men bestehen, da in diesem Fall die Verwen-

dung entsprechender Software das Verfahren 

vereinfachen kann. 

 Empfehlung: Gemeinnützige Organisa-

tionen sollten genau prüfen, ob die Nut-

zung des Verfahrens zur Datenfernübertra-

gung nach der Bereitstellung der benötigten 

Schnittstelle durch das Finanzamt für sie vor-

teilhaft ist.

Das Finanzamt kann 

Aufzeichnungs- und 

Übermittlungspfl ich-

ten kontrollieren.
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Idealverein und wirtschaftliche Tätigkeit

VEREINSRECHT

BGH eröffnet klare Spielräume für 

 gemeinnützige Vereine

Einen deutlichen Spielraum für wirtschaft-

liche Betätigungen hat der BGH mit einem 

Beschluss vom 16.5.2017 gemeinnützigen Ver-

einen eröffnet; er kommt hiermit der geplanten 

gesetzlichen Neuregelung zuvor, bestimmten 

kleinen Initiativen den Zugang zur Rechtsform 

des rechtsfähigen wirtschaftlichen Vereins zu 

erleichtern.

In unserem letzten Themenheft hatten wir 

darüber berichtet, dass das Kammerge-

richt Berlin einem Verein, dessen Zweck auf 

den Betrieb einer Kindertagesstätte gerich-

tet war, die Eintragung in das Vereinsregi-

ster wegen dessen wirtschaftlicher Tätigkeit 

versagt hat. In einem Fall, in dem es um die 

Amtslöschung eines im Vereinsregister ein-

getragenen Vereins ging, der ebenfalls Kin-

dertagesstätten betrieb, hatte der BGH auf-

grund der eingelegten Rechtsbeschwerde 

Einordnung gemein-

nütziger Vereine als 

Idealverein unab-

hängig vom Umfang 

des Geschäftsbe-

triebs

Betreiber von Kindertagesstätten auf dem richterlichen Prüfstand
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jetzt die Gelegenheit, hierzu Stellung zu 

beziehen.

1.  Wesentliche Aussagen des BGH zur

  Vereinstätigkeit

1.1  Nebenzweckprivileg

Auch ein Idealverein darf zur Erreichung seiner 

ideellen Ziele unternehmerische Tätigkeiten 

entfalten, sofern diese dem nichtwirtschaft-

lichen Hauptzweck zu- und untergeordnet 

sowie Hilfsmittel zu dessen Erreichung sind 

(sog. Nebenzweckprivileg).

1.2  Indizwirkung der Gemeinnützigkeit

Der BGH stellt für die Beurteilung des Vorlie-

gens des Nebenzweckprivilegs wesentlich auf 

die Anerkennung des Vereins als gemeinnüt-

zig i.S. der §§ 51 ff. AO ab. Er weist darauf 

hin, dass der historische Gesetzgeber den 

gemeinnützigen Verein als einen Regelfall 

eines Idealvereins angesehen habe, der nicht 

auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 

gerichtet sei.

1.3   Umfang des wirtschaftlichen 

Geschäftsbetriebs

Der BGH weist in seiner Entscheidung des 

Weiteren darauf hin, dass der Umfang des 

wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs nicht 

gegen die Einordnung des Vereins als Ideal-

verein spricht, wenn die hieraus erwirtschaf-

teten Mittel zur Erreichung der ideellen Zwe-

cke erforderlich sind bzw. der Satzungszweck 

unmittelbar mit den wirtschaftlichen Aktivi-

täten erfüllt wird.

1.4   Wettbewerbsverzerrung/Gläubiger-

schutz

Der BGH sieht keine größeren Gefahren für 

den Rechtsverkehr, wenn ein Verein einen 

wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb in einer 

bestimmten Größe unterhält, um die für 

den ideellen Zweck erforderlichen Mittel zu 

erwirtschaften. Nach seiner Auffassung sind 

ein schwächerer Gläubigerschutz sowie 

drohende Wettbewerbsverzerrungen keine 

Argumente gegen die Qualifi zierung als Ide-

alverein.

2. Auswirkungen der neuen BGH-Recht-

sprechung

In den vergangenen Jahren wurden Vereine 

mit eigenen wirtschaftlichen Aktivitäten von 

einzelnen Instanzgerichten nicht zur Eintra-

gung ins Vereinsregister zugelassen bzw. es 

wurde das Verfahren zur Löschung einge-

leitet. 

Die Bundesregierung hatte im Hinblick auf diese 

Entwicklung zur Förderung des bürgerschaft-

lichen Engagements eine Änderung des § 22 

BGB angeregt. Demnach sollte es kleinen Ini-

tiativen, deren Zweck auf die Verfolgung eines 

wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs von gerin-

gem Umfang gerichtet ist, möglich sein, die 

Rechtsfähigkeit zu erlangen, wenn die Zweck-

verfolgung in der Rechtsform einer Kapitalge-

sellschaft oder Genossenschaft unzumut bar 

ist. Im Hinblick auf den BGH-Beschluss wurde 

die vorgeschlagene Änderung des § 22 BGB 

nun wieder gestrichen.

3. Ausblick

Der BGH-Beschluss ist zu begrüßen, da er weit 

über die geplante Gesetzesänderung hinaus-

reicht und nun für Klarheit sorgt. Zukünftig 

sollte regelmäßig bei Vorliegen der Gemein-

nützigkeit die Eintragungsfähigkeit des Ver-

eins gegeben sein. Bedeutsam ist auch die 

Feststellung des BGH, dass nicht der Umfang 

der wirtschaftlichen Tätigkeit, sondern deren 

Zweck ausschlaggebend ist.

Der BGH-Beschluss 

ist zu begrüßen, 

da er weit über die 

geplante Gesetzes-

änderung hinaus-

reicht und nun für 

Klarheit sorgt.
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Dienstleistungen zwischen steuerbegünstigten 

Konzerngesellschaften

Gewinnaufschlag anzusetzen? 

Im NPO-Themenheft vom Oktober 2016 

haben wir bereits zu Verrechnungspreisen 

im gemeinnützigen Konzern Stellung bezo-

gen und sind zusammenfassend zu dem 

Schluss gelangt, dass im steuerbegünstigten 

Bereich weitestgehend auf die Erhebung eines 

Gewinnaufschlags verzichtet werden kann. In 

der Verfügung vom 18.1.2017 hat die Ober-

fi nanzdirektion Nordrhein-Westfalen (OFD 

NRW) zu den Dienstleistungen zwischen steu-

erbegünstigten Konzerngesellschaften noch 

einmal klärend Stellung bezogen. 

1. Differenzierung zwischen gemeinnüt-

zigkeitsrechtlicher und ertragsteuer-

licher Betrachtung

Dabei unterscheidet die OFD-Verfügung zwi-

schen der gemeinnützigkeitsrechtlichen und 

der ertragsteuerlichen Betrachtung: 

(1) Gemeinnützigkeitsrechtlich kann der 

gesellschaftsrechtlich veranlasste Ver-

zicht auf die Vereinbarung eines markt-

üblichen Entgelts unschädlich sein, wenn 

die ersparten Mittel von der begünstigten 

Gesellschaft für steuerbegünstigte Zwe-

cke verwendet werden. Davon ist auszu-

gehen, wenn die Leistung für den ideellen 

Bereich oder einen Zweckbetrieb (§§ 65 ff. 

AO) des Empfängers erfolgt.

(2)  Die ertragsteuerliche Behandlung verbilligter 

Leistungen zwischen steuerbegünstigten 

Konzerngesellschaften richtet sich – unab-

hängig von der gemeinnützigkeitsrecht-

lichen Sicht – allein nach den allgemeinen 

Grundsätzen der Einkommensermittlung. 

Danach ist auch bei gemeinnützigkeits-

rechtlich unschädlichen verbilligten Leistun-

gen das Vorliegen einer verdeckten Gewinn-

ausschüttung (vGA) zu prüfen.

2. Abgrenzung von Leistungen mit und 

ohne Aufschlag 

Verbilligte oder unentgeltliche Leistungen einer 

Muttergesellschaft an ihre Tochter- oder Enkel-

gesellschaft stellen mangels Einlagefähigkeit 

keine verdeckten Einlagen dar. Die Frage einer 

Einkommenserhöhung in Höhe des Entgeltver-

zichts bzw. -teilverzichts stellt sich daher nicht. 

Gegen Entgelt erbrachte Leistungen (z.B. IT, 

Buchführung, Geschäftsführung, etc.) begrün-

den bei der leistenden steuerbegünstigten 

Konzerngesellschaft (Tochter-, Schwester- 

bzw. Enkelgesellschaft) einen wirtschaftlichen 

Geschäftsbetrieb nach § 14 AO. Dieser ist i.d.R. 

als steuerpfl ichtiger wirtschaftlicher Geschäfts-

betrieb nach § 64 AO zu qualifi zieren. Der Ver-

zicht auf die Vereinbarung eines marktüb-

lichen Entgelts ist gemeinnützigkeitsrechtlich 

unschädlich, allerdings führt das ertragsteuer-

lich bei der leistenden Gesellschaft zu einer vGA 

in Höhe des Differenzbetrags zwischen dem tat-

sächlichen und dem marktüblichen Entgelt. 

In der Folge kommt es bei der leistenden 

Konzerngesellschaft im Rahmen der Gewinn-

ermittlung beim jeweiligen steuerpfl ichtigen 

Geschäftsbetrieb zu einer ertragsteuerlichen 

Hinzurechnung des angemessenen Gewinn-

aufschlags. Bei der empfangenden Konzern-

gesellschaft gibt es keine ertragsteuerlichen 

Auswirkungen, da diese Dienstleistungen 

i.d.R. Zweckbetriebsausgaben darstellen. 

 Fazit: Bei Leistungen zwischen Konzern-

gesellschaften im steuerbegünstigten Bereich 

kann auf einen Gewinnaufschlag verzichtet wer-

den, nicht dagegen bei Leistungen von einem 

steuerpfl ichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-

betrieb bzw. einer gewerblichen Konzernge-

sellschaft an andere Konzerngesellschaften.

STEUERRECHT

Die leistende

Konzerngesellschaft 

muss mit einer 

ertragsteuerlichen 

Hinzurechnung des 

angemessenen 

Gewinnaufschlags 

rechnen.
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Übungsleiterpauschale neben Haupttätigkeit 

bei demselben Arbeitgeber zulässig? 

Leitung von Freizeitangeboten als Ausfl uss der Haupttätigkeit?

Steuer- und sozialversicherungsrecht-

liche Voraussetzungen

Wird zusätzlich zu einer Haupttätigkeit bei 

demselben Arbeitgeber eine Nebentätig-

keit ausgeübt, kann diese unter bestimmten 

Voraussetzungen mit der sog. Übungsleiter-

pauschale steuer- und auch sozialversiche-

rungsfrei vergütet werden. 

1. Rechtlicher Rahmen

Einnahmen für bestimmte nebenberufl iche 

Tätigkeiten können unter bestimmten Voraus-

setzungen steuerfrei sein. Häufi ger Anwen-

dungsfall ist die sog. Übungsleiterpauschale 

gem. § 3 Nr. 26 EStG. Demnach sind Ein-

nahmen für nebenberufl iche Tätigkeiten als 

Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer 

oder vergleichbare Tätigkeiten, für neben-

berufl iche künstlerische Tätigkeiten sowie 

für die nebenberufl iche Pfl ege alter, kran-

ker oder behinderter Menschen bis zu einem 

Höchstbetrag von 2.400 € steuerfrei, wenn 

diese Tätigkeiten der Förderung gemeinnüt-

ziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke die-

nen und Arbeitgeber bzw. Auftraggeber eine 

juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder eine steuerbefreite Körperschaft ist. Die 

nebenberufl iche Tätigkeit kann sowohl selb-

ständig als auch unselbständig ausgeübt 

werden. 

Die Sozialversicherung folgt der einkommen-

steuerrechtlichen Behandlung. So wird in der 

Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) 

geregelt, dass steuerfreie Einnahmen gem. 

§  3 Nr. 26 EStG nicht dem Arbeitsentgelt hin-

zuzurechnen sind.

Steuerfreie

Vergütung von 

Nebentätigkeiten:

Ja, aber begrenzt.
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In der Praxis zeigt sich, dass die sozialversi-

cherungsrechtliche Behandlung nicht immer 

mit der steuerrechtlichen Behandlung über-

einstimmt. Mit einem solchen Fall hatte sich 

kürzlich das Landessozialgericht Baden-

Württemberg (LSG) zu befassen.

2. Aktuelle Rechtsprechung

Der Entscheidung des LSG (Urteil vom 

18.10.2016, Az.: L-11-R-3254/14) lag folgender 

Sachverhalt zugrunde: Ein gemeinnütziger 

Verein – hier eine Selbsthilfeorganisation für 

Menschen mit Behinderung – bietet neben 

der ambulanten Betreuung von etwa 50 Mit-

gliedern auch Gruppen- und Sportangebote 

für sämtliche Mitglieder an. Für die ambulante 

Betreuung beschäftigt der Verein qualifi zierte 

Arbeitnehmer/innen als Fachkräfte. Manche 

dieser Arbeitnehmer/innen leiten zusätzlich 

auch die Gruppen- und Sportangebote. Die 

Tätigkeit „Leitung der Freizeitangebote“ wird 

im Rahmen einer nebenberufl ichen Tätigkeit 

mit einer Aufwandsentschädigung (Übungs-

leiterpauschale) vergütet. Die Gewährung der 

Steuerbefreiung gem. § 3 Nr. 26 EStG für diese 

Aufwandsentschädigungen wurde seitens des 

für den Verein zuständigen Finanzamts im 

Wege einer Anrufungsauskunft bestätigt.

Der Sozialversicherungsträger kam zu dem 

Ergebnis, die Leitung der Freizeitangebote sei 

Ausfl uss der Haupttätigkeit und somit nicht 

nebenberufl ich und unterwarf die Einnahmen 

der Sozialversicherung. 

Entgegen der Ansicht des Sozialversiche-

rungsträgers entschied das LSG, dass die 

Vergütungen für die nebenberufl ich ausgeübte 

Tätigkeit als Leiter der Freizeitangebote, die 

sich im Rahmen der Übungsleiterpauschale 

bewegen, nicht nur steuerfrei, sondern auch 

beitragsfrei seien. Als steuerfreie Einnahmen 

stellen sie, so das LSG, kein Arbeitsentgelt dar.

Arbeitsentgelt seien zwar alle laufenden oder 

einmaligen Einnahmen aus einer Beschäfti-

gung, unabhängig davon, ob ein Rechtsan-

spruch auf die Einnahmen besteht, unter wel-

cher Bezeichnung oder in welcher Form sie 

geleistet werden und ob sie unmittelbar aus 

der Beschäftigung oder im Zusammenhang 

mit ihr erzielt werden. Steuerfreie Aufwands-

entschädigungen – wie auch die Übungsleiter-

pauschale – seien jedoch kein Arbeitsentgelt.

Grundsätzlich seien die zwei Beschäftigungen 

beim selben Arbeitgeber sozialversicherungs-

rechtlich als einheitliche Beschäftigung zu 

werten. Für die Frage der Sozialversicherungs-

pfl icht im Hinblick auf die einzelnen Beschäfti-

gungen komme es jedoch auf die steuerrecht-

liche Wertung dieser Beschäftigungen an. Ist 

das Gesamtentgelt in einen steuerpfl ichtigen 

und einen steuerfreien Entgeltteil aufzuteilen, 

ist für Zwecke der Sozialversicherung entspre-

chend vorzugehen.

3. Fazit und Empfehlung

Liegen die Voraussetzungen des § 3 Nr. 26 

EStG vor, kann die Nebentätigkeit unabhän-

gig davon, ob die Haupttätigkeit bei dem-

selben Arbeitgeber ausgeübt wird, mit einer 

Übungsleiterpauschale steuer- und sozial-

versicherungsfrei vergütet werden. Bei einer 

nebenberufl ichen Tätigkeit beim hauptberuf-

lich beschäftigten Arbeitgeber ist darauf zu 

achten, dass beide Tätigkeiten nicht gleichar-

tig sind und der Arbeitnehmer mit der Neben-

tätigkeit keine ihm aus seinem Dienstverhält-

nis obliegende Nebenpfl icht erfüllt.

Es empfi ehlt sich, die Anwendung von § 3 Nr. 

26 EStG mit dem zuständigen Finanzamt im 

Vorfeld abzustimmen. Aufgrund des aktuellen 

LSG-Urteils bindet diese Beurteilung auch 

den Sozialversicherungsträger.

Zum Nachweis der Voraussetzungen sollte 

eine gesonderte Vereinbarung mit dem Arbeit-

nehmer über die Nebentätigkeit getroffen wer-

den, aus der die Art der Tätigkeit und deren 

Umfang eindeutig zu entnehmen sind. 

Es ist darauf zu

achten, dass der 

Arbeitnehmer mit 

der Nebentätig-

keit keine ihm aus 

seinem Dienstver-

hältnis obliegende 

Nebenpfl icht erfüllt.

» Steuerrecht
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Bundesfi nanzhof zu den Nachweispfl ich-

ten eines Zweckbetriebs

Die Anerkennung als steuerbefreite Einrich-

tung der Wohlfahrtspfl ege setzt in aller Regel 

den Nachweis voraus, dass die Leistungen 

mindestens zu zwei Dritteln den in § 53 AO 

genannten hilfsbedürftigen Personen zugute-

kommen. Beweiserleichterungen gelten wei-

terhin nur ausnahmsweise.

1. Steuerbegünstigung der Wohlfahrtspfl ege 

Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb einer 

steuerbegünstigten Einrichtung ist steuer-

pfl ichtig, wenn es sich nicht um einen Zweck-

betrieb (z. B. um eine Einrichtung der Wohl-

fahrtspfl ege i.S. von § 66 AO) handelt. 

Dies ist gem. § 66 Abs. 3 AO der Fall, wenn 

mindestens zwei Drittel der Leistungen den 

hilfsbedürftigen Personen i.S. des § 53 AO 

zugutekommen. Den Nachweis dafür muss 

der Steuerpfl ichtige durch geeignete Auf-

zeichnungen erbringen.

2. Geeignetheit der Aufzeichnungen zur 

Nachweisführung

Am Beispiel eines Familienhotels hat der 

Bundesfi nanzhof (BFH) in einem Urteil vom 

21.9.2016, Az.: V R 50/15, u.a. klargestellt, dass 

die Beweiserleichterungen des ab 1.1.2013 ein-

geführten § 53 Nr. 2 Satz 8 AO nur unter engen 

Voraussetzungen gelten. Einrichtungen, deren 

Leistungen nicht typischerweise nur Hilfsbe-

dürftigen zugutekommen (z. B. Suppenkü-

Anerkennung als steuerbegünstigte 

Einrichtung der Wohlfahrtspfl ege

Der Nachweis der Leistungen an hilfsbedürftige Personen erfordert geeignete Aufzeichnungen

Beweiserleichte-

rungen gelten

nur begrenzt.
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chen, Obdachlosenheime usw.), müssen konkrete Nach-

weise anhand von Aufzeichnungen führen können.

Den Aufzeichnungen muss nicht nur zu entnehmen sein, 

wem die Unterstützungen in welchem Umfang wertmäßig 

zugutekommen. Vielmehr müssen sie auch Aufschluss 

darüber geben, aufgrund welcher Ermittlungsart (Regis-

trierung, statistische Erfassung, Ausgabe von Ausweisen) 

der Steuerpfl ichtige seine Leistungsempfänger den in 

 §  53 AO genannten Personengruppen zugordnet hat. 

Im konkreten Fall hatte ein Familienhotel Leistungen sowohl 

an wirtschaftlich hilfsbedürftige als auch an andere Fami-

lien erbracht. Der BFH forderte hier, die Angaben zur wirt-

schaftlichen Situation der Gäste im Rahmen der Registrie-

rung mittels eines kurzen – nicht zu kompliziert gefassten 

– Standardformulars abzufragen. Die vom Steuerpfl ichti-

gen vorgebrachten Zumut barkeitsgesichtspunkte hielt er 

für irrelevant. Soweit sich Gäste weigerten, ein solches 

Formular zur Hilfsbedürftigkeit auszufüllen, gehe dies 

zu seinen Lasten. Die Darlegung, dass eine Abfrage der 

Angaben unmöglich gewesen sei, will der BFH allenfalls in 

Ausnahmefällen gelten lassen. 

3. Rechtsfolgen eines gescheiterten Nachweises

Kann bei Leistungen an unterschiedliche Empfänger 

der 2/3-Nachweis für einen Betrieb der Wohlfahrts-

pfl ege nicht geführt werden, liegt in vollem Umfang ein 

steuerpfl ichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, 

sofern die Zweckbetriebseigenschaft sich nicht aus den 

übrigen Normen der §§ 65 bis 68 AO ergibt. 

Die vorstehenden Grundsätze hinsichtlich der Anfor-

derungen an die zu erbringenden Nachweise gelten 

nicht nur für Einrichtungen der Wohlfahrtspfl ege. Viel-

mehr dürften sie immer dann zu beachten sein, wenn 

eine steuerbegünstigte Einrichtung Leistungen an unter-

schiedliche Personenkreise erbringt und daraus Einnah-

men erzielt. 

 Empfehlung: Um die Nachweisanforderungen des 

BFH erfüllen zu können, sind steuerbegünstigte Ein-

richtungen oft auf die Mithilfe der Leistungsempfänger 

angewiesen. Soweit Angaben nicht oder nicht vollstän-

dig gemacht werden, sollten die Leistungen zu ande-

ren Bedingungen erbracht und getrennt erfasst wer-

den. Steuerlich werden die Leistungen dann zumeist 

eindeutig aufteilbar zwischen einem steuerbegünstigten 

Zweckbetrieb und einem parallel bestehenden steuer-

pfl ichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb sein, so 

dass eine Einordnung als in vollem Umfang steuerpfl ich-

tig vermieden werden kann.

In unserem letzten Heft hatten wir von einem 

für den Kläger negativen Urteil des FG Hamburg 

berichtet, in dem es u. a. um Mittelfehlverwendung 

und Spendenhaftung ging. Mit dem am 9.8.2017 

veröffentlichten Revisionsurteil hat der BFH  dieses 

FG-Urteil aufgehoben.

Zur zeitnahen Mittelverwendung haben die Mün-

chener BFH-Richter folgenden Leitsatz aufgestellt: 

Dem Gebot zeitnaher Mittelverwendung (§ 55 

  Abs.  1 Nr. 5 AO)  ist nicht nur dann Genüge getan, 

wenn das konkrete Guthaben, das auf einem pro-

jektbezogenen Bankkonto der gemeinnützigen Kör-

perschaft durch Spendeneingänge entstanden ist, 

innerhalb der gesetzlichen Mittelverwendungsfrist 

für die gemeinnützigen Zwecke verwendet wird. 

Es genügt vielmehr, wenn die projektbezogenen 

Aufwendungen innerhalb der gesetzlichen Frist 

von einem anderen Bankkonto der gemeinnützigen 

 Körperschaft bezahlt werden.

 Hinweis: Das BFH-Urteil stammt vom 20.3.2017 

(Az.: X R 13/15). Wir werden darauf im nächsten The-

menheft näher eingehen. Vorab eingehende Anfra-

gen beantwortet gerne Ihr PKF-Partner.

Im Übrigen beschäftigt sich der BFH in diesem 

Urteil mit den Voraussetzungen der Förderung des 

Umweltschutzes gem. § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AO 

sowie den Grenzen der allgemeinpolitischen Betäti-

gung einer steuerbegünstigten Körperschaft im Hin-

blick auf das Ausschließlichkeitsgebot des § 56 AO. 

In letzter Minute: 
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Erbersatzsteuer nur auf eigenes Stiftungsvermögen 

Mit der Erbersatz-

steuer werden 

 Stiftungsvermögen 

von Familien-

stiftungen alle 

30 Jahre der 

Erbschaft steuer 

unterzogen, indem 

ein Erbfall an zwei 

Kinder fi ngiert wird. 

Fingierter Erbfall an zwei Kinder gilt nicht für nicht-

rechtsfähige Stiftungen

Zusätzlich zu diesem langjährigen Streitthema 

haben einige Finanzämter in den letzten Jah-

ren Versuche unternommen, von ihnen als 

Familienstiftungen eingeordnete inländische 

nichtrechtsfähige Stiftungen auch zur Erber-

satzsteuer heranzuziehen, obwohl das Erb-

schaftsteuergesetz (ErbStG) nur rechtsfähige 

Familienstiftungen kennt. Mit der Erbersatz-

steuer werden Stiftungsvermögen von Famili-

enstiftungen alle 30 Jahre der Erbschaftsteuer 

unterzogen, indem ein Erbfall an zwei Kinder 

fi ngiert wird. Die Finanzverwaltung vertrat 

dazu die Auffassung, dass der Gesetzgeber 

des ErbStG insoweit auch nichtrechtsfähige 

Stiftungen erfassen wollte. Letztendlich lag 

dem eine wirtschaftliche Betrachtungsweise 

zugrunde.

2.  Klarstellung des BFH: Keine Steuer-

pfl icht

Während das FG Köln dem mit seinem Urteil 

vom 25.5.2016 (Az.: 7 K 291/16) zunächst 

gefolgt war, hat der BFH nun klargestellt, dass 

es für die Entstehung der Erbersatzsteuer nicht 

darauf ankommt, wem ein Stiftungsvermö-

gen wirtschaftlich zuzurechnen ist, sondern 

ausschließlich auf die zivilrechtliche Eigen-

tumslage. Da eine nichtrechtsfähige Stiftung 

kein eigenes Vermögen haben kann, sondern 

das Stiftungsvermögen im Eigentum des Stif-

tungsträgers steht, entsteht keine Erbersatz-

steuer (Urteil vom 25.1.2017, Az.: II R 26/16).

 Hinweis: Zu beachten ist, dass die zivil-

rechtliche Eigentumslage nur bei der Erb-

schaftsteuer den steuerlichen Maßstab bildet. 

Körperschaftsteuerlich bleibt es bei der bis-

herigen Rechtslage, dass nichtrechtsfähige 

Stiftungen der Körperschaftsteuer unterliegen 

können (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG).

BFH verneint Steuerpfl icht für nicht-

rechtsfähige Stiftungen

Aktuellen Versuchen der Finanzverwaltung, 

nichtrechtsfähige Familienstiftungen zur 

Erbersatzsteuer heranzuziehen, hat der BFH 

mit einem Urteil vom 25.1.2017 ein Ende berei-

tet; ein entsprechendes Urteil des FG Köln 

vom 25.5.2016 wurde aufgehoben.

1.  Erbersatzsteuerliche Streitfragen bei 

Stiftungen

Im 19. Jahrhundert wurde eine Vielzahl von 

Stiftungen errichtet, die zunächst der Ver-

sorgung und/oder Ausbildung von mehr oder 

weniger bedürftigen Familienangehörigen die-

nen sollten und später oder nachrangig auch 

der Allgemeinheit. In vielen Fällen handelte 

es sich um Stiftungen ohne eigene Rechts-

persönlichkeit, die oft in die Verwaltung einer 

Kommune gegeben wurden. Manche dieser 

nichtrechtsfähigen Stiftungen fördern heute 

noch vorwiegend Angehörige der/s Stifter/in. 

Die Finanzverwaltung ordnet solche Stif-

tungen i.d.R. als privatnützige steuer-

pfl ichtige Familien-

stiftungen ein, 

während die 

Kommunen 

sie oft für 

öffentlich-

rechtlich 

halten.
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2.  Pfl egeeinrichtungen und Krankenhäuser, die 

keine Kapitalgesellschaften sind

Für Pfl egeeinrichtungen und Krankenhäuser, die origi-

när nach der PBV bzw. KHBV zur kaufmännischen Rech-

nungslegung verpfl ichtet sind, also insbesondere für Stif-

tungen und Vereine, haben sich durch das BilRUG eher 

geringfügige Änderungen der Angabepfl ichten im Anhang 

ergeben.

Die PBV und die KHBV regeln die Angabepfl ichten im 

Anhang – abgesehen von branchenspezifi schen Anla-

gen- und Fördernachweisen – durch Verweis auf ausge-

wählte Vorschriften des HGB (insbesondere auf §§ 265 

Abs. 2, § 277 Abs. 3 Satz 1, § 284 Abs. 2 Nr. 1 und 2 HGB 

und Art. 28 EGHGB). Diese Vorschriften sind allerdings 

durch das BilRUG nicht geändert worden.

Nach § 284 Abs. 2 Nr. 1 HGB müssen im Anhang die auf 

die Posten der Bilanz und der GuV angewandten Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden angegeben werden; 

nach Nr. 2 sind die Abweichungen von Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden anzugeben und zu begründen, 

zudem ist deren Einfl uss auf die Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage gesondert darzustellen.

Die genannten Vorschriften haben durch das BilRUG 

zwar inhaltlich keine Änderung erfahren; allerdings erge-

ben sich durch die Neudefi nition der Umsatzerlöse sowie 

mit dem Wegfall der Posten „Außerordentliche Erträge“, 

„Außerordentliche Aufwendungen“ sowie „Weitere 

Erträge“ im Anhang Angabepfl ichten, um die Vergleich-

barkeit i.S. des § 265 Abs. 1 HGB mit dem Vorjahr zu 

herzustellen. 

 Empfehlung: Sinnvoll erscheint hierfür neben ver-

balen Erläuterungen eine Überleitungstabelle, in der die 

Posten der GuV nach den neuen Gliederungsvorschrif-

ten denen des Vorjahres nach den alten Gliederungsvor-

schriften sowie zusätzlich denen des Vorjahres mit ange-

passten Vorjahreszahlen gegenübergestellt werden.

BILANZRECHT

Anhangangaben nach der Pfl ege- und 

der Krankenhaus-Buchführungs-Verordnung

Umsetzung von bilanzrechtlichen Änderungen

Mit dem im Juli 2015 in Kraft getretenen Bilanzrichtlinien-

Umsetzungsgesetz (BilRUG) sind auch die Vorschriften 

der Pfl egebuchführungs-Verordnung (PBV) und der Kran-

kenhausbuchführungs-Verordnung (KHBV) angepasst 

worden; wir berichteten darüber ausführlich in unseren 

Themenheften Dezember 2015 und 2016. Die geän-

derten Rechnungslegungsregelungen waren erstmals auf 

Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31.12.2015 

beginnen – also bei dem Kalenderjahr entsprechenden 

Geschäftsjahren erstmals für das Geschäftsjahr 2016. 

Nach unseren Erfahrungen ergaben sich dabei u.a. Unsi-

cherheiten bei der Aufstellung des Anhangs, der neben 

der Bilanz und der GuV dritter Bestandteil des Jahres-

abschlusses von Pfl egeeinrichtungen bzw. Krankenhäu-

sern ist. Dies nehmen wir zum Anlass, das Thema im Fol-

genden noch einmal kurz zu beleuchten.

1.  Pfl egeeinrichtungen und Krankenhäuser in der 

Rechtsform der Kapitalgesellschaft

Pfl egeeinrichtungen und Krankenhäuser in der Rechts-

form der Kapitalgesellschaft – also GmbH, KGaA oder 

AG – haben gem. § 1 Abs. 3 KHBV bzw. § 8 Abs. 1 PBV 

das Wahlrecht, bei der Aufstellung, Feststellung und 

Offenlegung ihres Jahresabschlusses für die Bilanz und 

die GuV nicht die ansonsten vorgeschriebenen handels-

rechtlichen Gliederungsvorschriften der §§ 266 und 275 

HGB anzuwenden, sondern stattdessen Bilanz und GuV 

nach den Vorschriften der PBV bzw. der KHBV zu glie-

dern.

Die Inanspruchnahme dieses Wahlrechts entbindet die 

Einrichtungen aber nicht, die Vorschriften des HGB 

zum Anhang vollumfänglich – ggf. unter Beachtung grö-

ßenabhängiger Erleichterungen – anzuwenden. Somit 

sind auch Pfl egeeinrichtungen und Krankenhäuser in 

der Rechtsform der Kapitalgesellschaft bezüglich des 

Anhangs umfassend von den Änderungen des BilRUG 

betroffen und haben diese zu beachten.
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Steuerliche Vergünstigungen bei der Förde-

rung der Hilfe für Flüchtlinge: Verlängerung bis 

31.12.2018

Am 6.12.2016 hat das Bundesministerium der Finanzen 

(BMF) den zeitlichen Anwendungsbereich des BMF-Schrei-

bens vom 22.9.2015, das in unserem Themenheft „Steuer-

liche Grenzöffnung für Flüchtlinge“ (Dezember 2015) aus-

führlich behandelt wurde, um zwei Jahre verlängert.

(1) Zeitlicher Anwendungsbereich: Die im BMF-Schrei-

ben vom 22.9.2015 festgelegten steuerlichen Maßnahmen 

zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge galten ursprünglich 

für Maßnahmen, die in dem Zeitraum vom 1.8.2015 bis 

31.12.2016 durchgeführt wurden. Dieser Zeitraum wurde 

mit Schreiben vom 6.12.2016 über den 31.12.2016 hinaus 

auf alle Maßnahmen erweitert, die bis zum 31.12.2018 

durchgeführt werden.

(2) Überblick: Hier noch einmal die wesentlichen Rege-

lungen:

 Vereinfachter Zuwendungsnachweis für sämtliche 

Spenden an gemeinnützige Organisationen, deren Sat-

KURZ NOTIERT

zungszweck die Förderung von Flüchtlingen umfasst, 

gilt ohne betragsmäßige Beschränkung, sofern die 

Spenden vom Spendenempfänger auf Sonderkonten 

verbucht werden;

 steuerliche Abziehbarkeit von Spenden an nicht steuer-

begünstigte Spendensammler bei Zahlung der Spenden 

auf ein Treuhandkonto und Weiterleitung an gemeinnüt-

zige Organisationen zur Förderung der Hilfe für Flücht-

linge;

 Sammlung von Spenden durch gemeinnützige Orga-

nisationen unabhängig von ihrem Satzungszweck im 

Rahmen von Sonderaktionen für die Hilfe für Flücht-

linge; 

 steuerunschädliche Verwendung von noch nicht ver-

wendeten Mitteln, die keiner anderweitigen Bindung 

unterliegen, zur Unterstützung von Flüchtlingen ohne 

satzungsmäßige Regelung der Flüchtlingshilfe;

 Verzicht von Arbeitnehmern auf Teile des Arbeitslohns 

zugunsten einer Zahlung des Arbeitgebers auf ein Spen-

denkonto einer spendenempfangsberechtigten Einrich-

tung als steuerfreie Arbeitslohnspende.
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